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Liebe Parteifreunde! 
Am 17. Juni wählen die Bürger der Bun- 
desrepublik Deutschland zum zweiten 
Mal direkt ihre Abgeordneten in das 
Europäische Parlament. 
Diesem UiD entnehmen Sie, daß wir für 
den Endspurt im Europawahlkampf gut 
gerüstet sind. 
Unsere Ziele für Europa sind klar: 
•k Wir wollen die politische Union Euro- 

pas.   Nur ein  starkes  und einiges 
Europa hat politisches Gewicht in der 
Welt. 

• Christliche Demokraten haben Europa 
geschaffen. Unser Ziel sind die Verei- 
nigten Staaten von Europa. Deshalb 
wollen wir mehr Rechte für das Euro- 
päische Parlament als Motor der euro- 
päischen Einigung. 

• Wir wollen offene Grenzen und freie 
Fahrt in Europa. Deutschland und 
Frankreich machen den Anfang. Die 
Grenzkontrollen und Autobahngebüh- 
ren müssen überall in der Gemein- 
schaft abgeschafft werden. 

• Mehr europäische technologische Zu- 
sammenarbeit sichert unsere Spitzen- 

Weltmarkt "" Stellung   auf   dem 
schafft neue Arbeitsplätze. , ^ 
Wir    brauchen    eine    europäi? 
Umweltpolitik. Meere, Flüsse ^ 

iß 
gehören allen Europäern. In d&j^ 
weltpolitik geht die Regierung^e ^ 
Kohl in Europa voran. Z. B. bei der ^ f 

führung bleifreien Benzins Z^J^ 
1986. Doch unsere UmweltpoliM   $ 
macht nur einen halben Sinn,#en 

anderen Europäer nicht mitziehe>• 
Für die klaren Positionen, für unsei'     ^ 
Programm steht Bundeskanzler *  „p 
Kohl als überzeugter Europäer. Wen ^ 
europäischen Regierungen so re°^l{^ 
so handeln würden wie er, wären 
Europa weiter. ^' 
Wenn wir Europa politisch gestalte   ^ 
len, müssen die Christlichen Demo ^ 
im Europäischen Parlament star*   ^ 
Denn bei dieser Wahl geht es nie^ 
um die Mandate im Europäischen    0D 

ment, sondern auch um die f.^P' 
Europas wirtschaftliche und sozi<     pa 
kunft gesichert bleibt. Wir dürfen*• ^ 
nicht Ideologen und Reißbretts«   ,$ 
überlassen, die mit Konzeptionsio   ^ 
Technikfeindlichkeit und Nullwacn .^ 
parolen Arbeitsplätze und unser    0- 
nationale Wettbewerbsfähigken y 

, <*sft dersetzungen um unsere wirtsen ^ ^ 
Die Antwort auf die politischen ^tf/je"* 
dersetzungen um unsere wirfst: $\ 
Zukunft muß eine klare Abstimm    ^1 

Europa dem  Stimmzettel bei der 
sein. .   Qfjfi^' 
In den 50er Jahren haben d,e ^ 
liehen Demokraten die europai^ ^\& 
gung    gegen    die    Sozialdem^ <j 
durchgesetzt.   Auch  heute na    t 
Sozialdemokraten mit Europa <> 

inn. Sie mißbrauchen aie Bur°LaC$ 
zur innenpolitischen Stimmung  f rß 
gegen die Regierung Helmut * ^ l 
zeigt: Sie haben zu 

igen.. 

im Sinn. Sie mißbrauchen die 

K-3 9 
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Vri £ur°Pawahl findet am 17. Juni, dem 9 dp ^OTfl'" in luvt am //. juni, aem 
e,f>en üeutscnen Einheit, statt. Das hat 
tit ri*ngen Politischen Zusammenhang 
"e/f£ ^"'u/jiiwani. wir wouen aie tin- 
h&t c

eutschlands erreichen mit der Ein- 
^i^Ur°Pas. 

If -j       S       H^"II'<3^IICII /-uoaiiunciiiiaiiy 

'e/f ru. ^ur°Pawahl. Wir wollen die Ein- 
t 

996en
e/!en'" Eur°Pa vor gewaltigen Auf- 

re/c/) • Und wir können diese trotz zahl- 
^ltj
r Schwierigkeiten dann besserbe- 

^t0pl
n' wer,n eine starke CDU dem 

Qevv/rJfc/)en Parlament ein stärkeres 
'cht verleiht. 

Sjff kamen zu 
D. n Europa-Festivals 
%\£}} 9eht mit Zuversicht in 
Vao  n Tage des Wahlkampfs. 
H ihr« n 2e'9en, daß die CDU 
IS«* »Ur°Pa-Polit'k auf dem 
Sn di    ^ist und wejt vorn ''es1 

"^Qrj"6. deutsche Bevölkerung ist 
Sen?? Positiv zu Europa ein- 
Sba tTas haben nicht zuletzt die 
Nn2Testiva|s gezeigt, zu 
5*kon£

ehr a,s 50 000 Besucher 
NeS®0 sind' erklärte der 
X ^eschäftsführer der CDU, 
K   Radunski. 

AnSp kann schon jetzt für sich in 
s6in di

Uch nehmen, die einzige Partei 
O'au'ss Eur°Pa zum Kernpunkt ihrer 
Än p a9e macht. Nicht nur in der op- 
Dä ildUno Hentation der Plakate mit der 
Ahen p, er deutschen und der euro- 

Sen 99e- der Fernsehspots, der 
Ur>d  der  Wahlkampfzeitung 

wird das deutlich, sondern auch in der 
inhaltlichen Argumentation: 

Die CDU ist die deutsche Europa-Partei. 

Seit Beginn des Wahlkampfes hat die 
CDU die Bedeutung dieser Europawahl 
für die Zukunft aller Deutschen hervor- 
gehoben. Zugleich hat sie immer wieder 
darauf hingewiesen, daß wir nur dann 
auf dem Weg zur europäischen Einigung 
vorankommen, wenn das Haus der Bun- 
desrepublik gut bestellt ist: 

• Die Verläßlichkeit der Bundesrepu- 
blik im westlichen Bündnis zur Siche- 
rung von Frieden und Freiheit. 

• Die weitere Stärkung des wirtschaft- 
lichen Aufschwungs nach Jahren des 
Niedergangs durch die Unfähigkeit der 
SPD-Regierung. 

• Deshalb sagt die CDU in der letzten 
Phase des Wahlkampfes: 

Aufschwung sichern 
Europa stärken 

Ausstellung zeigt 
Widerstand gegen Hitler 
Aus Anlaß des 40. Jahrestages des 
Attentats auf Hitler am 20. Juli 1944 
zeigt die Konrad-Adenauer-Stiftung 
eine Ausstellung über „Verfolgung 
und Widerstand 1933-1945 
Christlich Demokraten gegen Hitler". 

Die von Bundeskanzler Helmut Kohl 
im Bonner Konrad-Adenauer-Haus 

eröffnete Ausstellung erinnert an Män- 
ner und Frauen, die als christliche De- 
mokraten Gegner des Nationalsozialis- 
mus waren. Auf 85 Tafeln mit über 300 
Exponaten werden an Einzelschicksa- 
len die Willkürmaßnahmen des Regimes 
und die verschiedenen Formen des 
Widerstandes veranschaulicht. 
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WIRTSCHAFT 

Auch auf dem Arbeits- 
markt geht es aufwärts 
Der Wirtschaftsaufschwung hat sich 
im ersten Vierteljahr 1984 fort- 
gesetzt. Das Bruttosozialprodukt - 
der umfassendste Maßstab der 
gesamtwirtschaftlichen Aktivität - 
ist im ersten Quartal 1984 im Ver- 
gleich zum Vorjahr um 3,6 Prozent 
gestiegen. 
Dies hat mittlerweile auch zu spür- 

baren   Verbesserungen   auf   dem 
Arbeitsmarkt geführt: 
- Die Zahl der Arbeitslosen ist in den 

letzten drei Monaten um 400000 zu- 
rückgegangen; allein im Mai waren es 
120000 weniger. 

- Die Zahl der Kurzarbeiter hat im Ver- 
gleich zum April um 100000 und im 
Vergleich zum Vorjahr um 250000 
oder 40 Prozent abgenommen. 

- Daß der Wirtschaftsaufschwung Ar- 
beitsplätze schafft, belegt die Ent- 
wicklung der offenen Stellen. Sie 
haben sich im Mai im Vergleich zum 
Vorjahr um 10000 auf 96600 erhöht. 

- Besonders erfreulich ist der Rück- 
gang der Jugendarbeitslosigkeit. Die 
Zahl der jugendlichen Arbeitslosen 
hat allein im Mai um 16 400 abgenom- 
men. Die Jugendarbeitslosenquote 
liegt mit 6,3 Prozent deutlich unter der 
Gesamtarbeitslosenquote (8,6 Pro- 
zent). 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen sind nach wie vor günstig. Sie spre- 
chen für eine Fortsetzung der konjunk- 
turellen Expansion, wenn der Arbeits- 
kampf nicht länger andauert und die 

Tarifabschlüsse sich in gesam 
schaftlich vertretbarem Rahmen n» f. 
So hat sich die Ertragslage der u ^f, 
nehmen und damit eine wichtig®^ 
aussetzung für eine verstärkte in 5- 
tionstätigkeit bis zuletzt weiter ve 
seit. 0 
Der Preisanstieg ist nach wie v0y ^eC1 

Nach einer Inflationsrate von 3 "   nyf 
im April stiegen im Mai die Prel 

noch um 2,8 Prozent. 
Die Nachfrage nach Industriepr0^. 
zeigt eine weiter aufwärtsgerichte 

0t 
TB"' 

denz. Im ersten Quartal 1984 nahm ^ 
Bestellungen aus dem Inland r .$• 
3  Prozent zu.  Im  lnvestitions9u pr0- 

0<J   .AR werbe stiegen die Aufträge um »«   etf 
3utlich die 9eSS^ 

Investitionsbereitschaft der ^Auf- 
zerrt, worin sich deutlich 

wiederspiegelt. Insgesamt läge" .\ \fl 
tragseingänge im ersten Quartal' jve# 
8,5 Prozent über dem Vorjahres u(n 
Die Auslandsnachfrage liegt s°9jaftf- 
14,5 Prozent höher als vor einem «. 
Auch der Anstieg der IndustrieP ^ 
tion hat sich im ersten ViertelJ» ^y 
fortgesetzt. Insgesamt nahm d' ^ ^ 
gung im Produzierenden G^oZeO^, 
Vergleich zum Vorjahr um 5,5 PJ ^ 
Als Folge der weiteren Produkt» tL)[t 
weitung stieg die Kapazitätsaui . er 
an. Nach dem Ifo-Konjunktur ^ 
reichte sie im ersten Quartal e^eQp, 
als 81 Prozent der betriebsüblic' d g 
auslastung. Sie lag damit urn ^ 
Prozent über dem Tiefstand de 

Rezession. ^ ¥' 
Auch der Außenhandel zeigt ein \ 
hin aufwärtsgerichtete Teno ^• 
ersten Quartal 1984 überstieg* hre 
fuhren den entsprechenden v s0 
stand um 16 Prozent und die * 
um 13,5 Prozent. « ^ 
Der Wirtschaftsaufschwung m^ ^ 
gehen, auch im 
losen. 

Interesse der 
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STREIK 

^NER GEISSLER: 

^"beitskampf 
^sch beenden 
ej ^""zeitigen Arbeitskampf droht 
r,j ® Politische Eskalation, die von 
v0n H ndem 9ewo,,t sein kann» nicnt 

den Jen Gewerkscnaften»nicn* von 
v0n ^Deit9ebern, geschweige denn 
tr9„_er Bundesregierung und der sie 

9enden CDU. Tarifauseinander- 
ihjt ,?9en» auch Streik, das sage ich 
Nch     Deutlicnkeit> gehören für 
Qe/J *Ur Tarifpolitik in einem freien 
^einwesen, erklärte General- 
QejJf^fund Bundesminister Heiner 
*r$ch r-m einem Betrag der in Mainz 
^itu ' «enden »^'ge"10'11611 

UJL Gewerkschaften verstehen bisher 
Sen /en Auftra9. Arbeitnehmerinteres- 
Um s 

U. vertreten und durchzusetzen, 
Arbei?

2la|P°litische Fortschritte für die 
ünbes?ehmer zu realisieren. Hier gibt es 
$en J

re'tbar große Erfolge vorzuwei- 
Dart'ei arüber hinaus bildet die Idee der 
W6rk Politisch neutralen Einheitsge- 
^len p • eine Grundlage für den so- 
Ste||ts h6den'ln der neut'9en Situation 
^ie pr'

Cn nun allerdings unausweichlich 
^6$e|k9u' °^ dieses wirtschafts- und 
v6rSDi ,.haftspolitische Kapital einfach 
tik der DWerden darf" Die faktische Poli" 
JeriQ D

Parteinahme der IG-Metall und 
''tische ruck und papier für die parteipo- 
^lich Positionen der SPD gefährdet 

n nicht nur den wirtschaftlichen 

Aufschwung und den sozialen Frieden, 
sondern auch die Idee der Einheits- 
gewerkschaft. 
Teile der IG-Metall und der IG Druck und 
Papier und ihre Funktionäre verstehen 
sich nicht mehr nur als Tarifpartei in den 
laufenden Tarifverhandlungen. Vielmehr 
schicken sie sich mit ihrer gegenwärti- 
gen Taktik an, die Rolle einer politischen 
Opposition zu übernehmen. Sie lassen 
sich von der SPD in ihren parteipoliti- 
schen Dienst stellen; umgekehrt hat die 
IG-Metall erreicht, daß sich die SPD offi- 
ziell als Streikpartei darstellt. 
Für Franz Steinkühler ist der augenblick- 
liche Arbeitskampf „ein Kampf um die 
Veränderung gesellschaftlicher Macht- 
verhältnisse", den die SPD vorbehaltlos 
unterstützt, der IG-Druck-Vorsitzende 
Erwin Ferlemann macht den Zeitungs- 
streik zum Instrument der Pressezensur, 
und zwar unter lautem Beifall des SPD- 
Parteitages in Essen. Dies ist für mich 
eine unheilige politische Allianz, die 
nicht nur arbeitnehmerfeindlich, sondern 
auf lange Sicht auch gewerkschafts- 
schädigend ist. Denn was im Augenblick 
wie Stärke aussieht, ist in Wirklichkeit 
Schwäche; die überwiegende Mehrheit 
der Arbeitnehmer stützt diesen Streik 
nämlich nicht. 
Die Bundesregierung hat nicht Partei für 
einen Tarifpartner ergriffen, auch wenn 
dies von der SPD und anderen behaup- 
tet wird, sondern sie hat zur Sache Stel- 
lung bezogen, nämlich zur 35-Stunden- 
Woche bei vollem Lohnausgleich. Es gibt 
einen unverwechselbaren Unterschied 
zwischen dem allgemein politischen 
Mandat der Regierung und des Parla- 
ments und dem partikularen Mandat der 
Gewerkschaften. Für die CDU als Volks 
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partei ist nicht eine Gewerkschaft, son- 
dern die SPD der politische Gegner. 
Daran ändern auch noch so lautstarke 
Gewerkschaftskommentare nichts. Doch 
nach dem Selbstverständnis der CDU 
war es die Aufgabe der dem Gemein- 
wohl verpflichteten Bundesregierung, 
auf die volkswirtschaftlichen Konse- 
quenzen der Forderung nach der 35- 
Stunden-Woche und des Streiks hinzu- 
weisen, vor allem für die kleinen und mit- 
telständischen Betriebe. In der Vergan- 
genheit hat sich gezeigt, daß IG-Metall 
und Großindustrie sich immer rasch auf 
Kosten des Mittelstandes einigten. Was 
für BMW möglich ist, nämlich 36 Stun- 
den Wochenarbeitszeit bei vollem Lohn- 
ausgleich, kann für kleine und mittlere 
Betriebe den Ruin bedeuten. Deshalb 
durfte die Regierung nicht schweigen. 
Den von einigen Gewerkschaften be- 
schrittenen Weg in die Parteipolitik halte 
ich - wird dieser beibehalten - lang- 
fristig für eine verhängnisvolle Entwick- 
lung. Wenn Teile der Gewerkschaften 
den Versuch unternehmen, gegen die 
große Volkspartei CDU zu arbeiten, trei- 
ben sie über die Hälfte der Arbeitnehmer, 
die nämlich nicht die SPD sondern die 
CDU wählen, in einen Gewissenskonflikt 
und aus der Gewerkschaft heraus und 
machen eine Mitarbeit fast unmöglich. 
Die CDU ist auch in Zukunft zu einem 
offenen, kritischen und konstruktiven 
Dialog bereit. 

Ich fordere die Gewerkschaften auf, 
diesen unnötigen und unzeitgemäßen 
Streik, der den wirtschaftlichen Auf- 
schwung zerstört, die Arbeitsplätze 
gefährdet, rasch zu beenden. Es gibt 
realisierbare Kompromisse, wie z. B. 
mehr Urlaub oder die Vorruhestands- 
regelung, die ja auch von anderen Ge- 
werkschaften als die bessere Lösung 
angesehen werden. 

NORBERT BLÜM: 

Mit Klassenkampf 
schaffen wir keine 
Arbeitsplätze 
In der CDU-Fernsehsendung        . 
zur Europa-Wahl am Montagabend ^ 
(4.6.84) im Programm der ARD sa9 
der stellvertretende CDU-Bunde»* 
Vorsitzende, Bundesarbeitsmin'5 

Norbert Blüm: ht 
Am 17. Juni ist Europawahl. Worum Q^e 

es? Wir wollen ein Europa, in dem   j 
Arbeitnehmer sich zu Hause fuh'en   ^ 
Arbeit haben. Europa braucht die Ar 
nehmer. Aber die Arbeitnehmer 
chen auch Europa. { jn 
Die Hälfte unseres Exportes 9e,e(je' 
die Europäische Gemeinschaft- J .g. 
6. Arbeitsplatz ist von Europa abhä ^ 
Schon das zeigt, wie wichtig HändeJ. 

Wandel in einem einigen Europ^,rheit' 
wichtig für Europa, wichtig für die A 
Wandel in einem einigen Europ>,rheit' 
wichtig für Europa, wichtig für die A• 
nehmer, lebenswichtig für die v 

schäftigung. ^it 
Und unsere wichtigste Aufgabe ist'* ^ 
für alle, für jung und alt, für Frauen ^ 
Männer, für alle. Niemand soll v0 ^jt 
Tür stehen und arbeitslos bleibe -e 
Klassenkampf jedoch schaffen wir $ 
Arbeitsplätze, und wir brauchen J f 

Arbeitsplätze und nicht Arbeite* er 
Wir haben in unserem Land "*\ü tffiit 
und Schutt der Nachkriegszeit nlC ^t, 
Streik und Aussperrung wegge 0- 
sondern mit Arbeit, vor allem mit L. „ep 
menarbeit zwischen Gewerksc 
und Arbeitgebern. _ •$$ 
Gemeinsamkeit, Partnerschaft, o e<- 
das Erfolgsgeheimnis, und K.,e\ie^ 
schaft soll uns auch in die Zukun"urn, 
Es geht bei der Europawahl auch jhn 
den Aufschwung fortzusetzen uefIl 

nicht durch Arbeitskämpfe zu rui 



UiD 19 • 6. Juni 1984 • Seite 7 

KOMMUNEN 

^er Bund will den Gemeinden 
*'n verläßlicher Partner sein 
tet^ndesminister des Innern hat 
r^ d>e Antwort der Bundes- 

<*er R"9 auf dje Große Anfrage 
^rSr^ierungsfrakt'onen zur Lage 

i^ ^ädte, Gemeinden und Kreise 
Vdndestag»^geleitet Die 

Jesregierung nimmt damit zu 
amt 47 kommunalbedeut- 

Sic^" Einzelfragen Stellung, die 
^m?9"1* 47 kommunalbedeut- 
sich Ejnzelfragen Stellt •»« *«- 
sJ?uf die Sachgebiete 

^rkung der kommunalen Selbst- 
s jj^altung v Omunale Rnanzen> 

StÜÜnordnung, Bauwesen und 
v l^dtebau, 
N üh?ales/Gesundheit, 
s u^^'tschutz, 

^Aur^nrund 

v^rt     nders|tuation 

^ichen"Gerade im Hinblick auf die 
^17 ?'tlg mit der Europawahl 
S\iLoni 1984in Rheinland-Pfalz 
*Srn ^ar,and stattfindenden 

^JeutUna,Wahl ist dies von großer 

*|enuGr Antw°rt wird der hohe Stel- 
?9ierun6rt ersichtlich- den die Bundes- 
r^no f 

der kommunalen Selbstver- 
%tsa, |!?r unseren demokratischen 
?6iricJe beimißt. Länder und Ge- 
%ht £ s°llen wieder mehr zu ihrem 
Xr,eu°mmen und Aufgaben selbst 
N.lJriclerf?

en' die sie wirksamer als der 
'6 &Urid len können- Insbesondere will 

uesregierung in diesem Zusam- 

menhang den Städten, Gemeinden und 
Kreisen Handlungsspielräume zurück- 
geben, die in der Vergangenheit durch 
ausufernde Rechtsetzung mit perfektio- 
nistischen Detailregelungen verloren- 
gegangen sind. 
Die Bundesregierung sieht als ersten 
Schritt auf diesem Wege die inzwischen 
beschlossenen Maßnahmen zur Entbüro- 
kratisierung, Rechts- und Verwaltungs- 
vereinfachung an, die insbesondere im 
Baurecht zur Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung beitragen werden. 
Soweit die Kommunälfinanzen betroffen 
sind, bekennt sich die Bundesregierung 
ausdrücklich zu ihrer Mitverantwortung 
für die Finanzausstattung der Kommu- 
nen. Besondere Hervorhebung verdie- 
nen ihre Zusagen: 
1. Grundsätzlich keine neuen kosten- 
wirksamen Gesetze mit wesentlichen 
finanziellen Auswirkungen zu Lasten der 
Kommunen zu beschließen. 
2. Bei Steuerrechtsänderungen über- 
proportionale Ausfälle der Länder und 
Gemeinden auszugleichen, sofern die 
Finanzausstattung von Bund, Ländern 
und Gemeinden dies begründet. 
3. Weitere Eingriffe in die Gewerbe- 
steuer stehen in dieser Legislaturperiode 
nicht zur Diskussion und kommen auch 
später ohne ein Konzept für die Neuord- 
nung des Gemeindefinanzsystems, dem 
die Betroffenen zustimmen können, 
nicht in Betracht. 
Die Antwort macht in diesem Zusammen- 
hang anhand umfangreicher Zahlenbei- 
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spiele die insgesamt positive Entwick- 
lung der kommunalen Haushalte im 
letzten Jahr deutlich. Sie ist entschei- 
dend auf die von der Bundesregierung 
eingeleitete Konsolidierungspolitik zu- 
rückzuführen. Hinzu kam - bedingt 
durch den konsequent marktwirtschaft- 
lichen Kurs der Bundesregierung - eine 
spürbare Belebung der Wirtschaft, die 
bereits zu höheren Steuereinnahmen 
beigetragen hat. Die Antwort würdigt 
dabei auch die beachtlichen eigenen 
Anstrengungen der kommunalen Ge- 
bietskörperschaften zur Gesundung ihrer 
Haushalte. 
Zum Bauwesen kündigt die Bundes- 
regierung für das Jahr 1985 einen noch 
in dieser Legislaturperiode zu verab- 
schiedenden Gesetzentwurf an, der die 
rechtlichen Grundlagen des Städtebaus 
in einem einheitlichen, übersichtlichen 
und für den Bürger verständlichen Bau- 
gesetzbuch zusammenfassen soll. Ziel 
ist daher, die bestehende Regelungs- 
dichte abzubauen sowie die bau- und 
planungsrechtlichen Verfahren zu ver- 
einfachen und zu beschleunigen. Priva- 
ten und öffentlichen Investoren soll das 
Bauen erleichtert werden. 
Im Sozialwesen hält die Bundesregie- 
rung an der grundsätzlichen Aufgaben- 
stellung der Sozialhilfe als Hilfe zur 
Selbsthilfe fest. Dem Empfänger der 
Hilfe muß die Führung eines Lebens 
ermöglicht werden, das der Würde des 
Menschen entspricht. Die Leistungen 
müssen deshalb mehr als das bloße 
Existenzminimum sicherstellen. 
Die Bundesregierung verkennt jedoch 
nicht die zunehmenden Belastungen der 
Kommunen auf diesem Gebiet und wird 
deren Vorschläge zur Kostenbegren- 
zung eingehend überprüfen. Insbeson- 
dere muß der starke Anstieg der Aus- 
gaben gebremst werden, welche die Ge- 
meinden aus Mitteln der Sozialhilfe für 

ularff die stationäre Riege aufbringen, rfi» 
hat der Bundesminister für Jugend» ^ 
milie und Gesundheit als ersten S 
zur Förderung und Unterstützung häus; 

licher Riege mit einem Modellprograj, 
„Ambulante Dienste für Pflegebeo 
tige" begonnen. Die Bundesregie'  n 

hofft daraus Erfahrungen zu gew'n ^ 
wie durch verstärkten Ausbau vor\ 
zialstationen   eine   Heimunterbrmö 
vermieden werden kann. $ 
Die Antwort würdigt auch die erheblic 
Anstrengungen der Städte und G^tert 
den für den Umweltschutz und efla ^ 
die Maßnahmen, mit denen der  ^ 
ihnen dabei hilft. Insbesondere h 
dabei auf die Förderung technolos r 

fortschrittlicher Verfahren zur A: sen 
ser- und Abfallentsorgung hinge*' ^ 
Zum Verkehr stellt die Antwort kl®J'ünd' 
der Bund auch in Zukunft auf der ü j6, 
läge des Gemeindeverkehrsfina eo 
rungsgesetzes seinen angemes n, 
Beitrag für den öffentlichen Pers ^ 
nahverkehr und die kommunalen 
ßen leisten wird. jsl 

Hinsichtlich der Ausländersituat" fg„ 
aus der Antwort die Vielzahl der ^ 
ersichtlich, mit denen der Bund di ^r 
gration der bei uns lebenden Aus\ ^ 
fördert. Mit der türkischen Se!te-er A11' 
Einvernehmen erzielt, daß bei e$ 
wendung des Assoziierungsabko ^ 
zwischen der Türkei und der EG ^\- 
Zusatzprotokolls abträgliche * ßnat]' 
kungen zu vermeiden sind. Die _M ^v 
men gegen einen Mißbrauch d ^ 
rechts schließlich haben sich ai 
sam erwiesen. f d'e 

Insgesamt macht die Antwort. a ^ 
Große Anfrage deutlich, daß a ^M 

desregierung alles tut, um '"Lgüc^ 
Gemeinden und Kreise ein ver 
Partner zu sein, stellt der Paria'J 

tarische Staatssekretär Horst 
schmidt fest. 

Wa 
& 
¥' 
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INFORMATION 

I *s rotgrüne Bündnis 
dessen ist verhängnisvoll 

d6
e

r 
hess'sche SPD hat auf einem Son- 

d6n 
arte'tag am Wochenende entschie- 

&UnH 6rstmals in der Geschichte der 
fa$s epublik Deutschland sollen Ver- 
h^^ösgegner Einfluß auf Regierungs- 
His ®'n erhalten. Dies ist eine verhäng- 
6röff e Entwicklung. Die Börner-SPD 
rtiagnet einer politischen Gruppierung 
har^eblichen Einfluß auf Regierungs- 
a's n- die Rechtsbruch und Gewalt 
dorJn'Itel der Politik befürwortet und 

irtiok 

Verf 

'rhältnis zum parlamentarisch- 
Mit 

grü- 
assungsgegnern die Infiltration 

ein 

es«      ischen system gestört ist. 
ih? Polit'k öffnet die Börner-SPD < 
'  de      ~*,JNJ»J"yöycyiici ii uic iniiiiic 

üb6rd
n ^egierungsapparat. Es ist cm 

^sta eut,icnes Zeichen für den inneren 
%M^ der nur noch am eigenen Macht- 
die * 0r'entierten hessischen SPD, daß 
^Hd Person|ichen Konsequenzen ver- 
Urid penen Warnungen von Wirtschafts- 
^hr 'hanzrn'n'ster Reitz nichts anderes 
^ch ^en auslösen können als nur 
&er fi »Solidarität im Opportunismus". 

Hat er~SPD fehlt die innere Kraft- 
Site naCh der Richt'9keit Politischer 
\ Sj 

2u tragen und erst dann danach, 
%erK

6. realisiert werden können, stellt 
Wt>

Ur9ermeister Walter Wallmann, 
(Wunder  der  CDU   Hessen,  fest. 
d'6sR? ?Uch Zitat auf d©r letzten Seite 

*r Ausgabe.) 

n für die Landwirtschaft 
^notwendig 
9w^Uel|en Diskussion über die vor- 
Hl^rt nen Hilfen für die Landwirtschaft 
Hretö 

der Parlamentarische Staats- 
\ p r beim Bundesminister der Finan- 

6^nch Voss: Die restriktiven Brüs- 

Hilfe 

seier Preisbeschlüsse sowie der Abbau 
des Grenzausgleichs waren nach Auf- 
fassung der Bundesregierung erforder- 
lich, um ein Zerbrechen der Europäischen 
Gemeinschaft zu verhindern. Der Land- 
wirtschaft sind aber die sich daraus er- 
gebenden Einkommenseinbußen nicht 
zuzumuten. Sie vermag den drohenden 
Einkommensrückgang auch nicht zu 
verkraften. Der Bundesfinanzminister 
steht daher zu dem von Bundeslandwirt- 
schaftsminister Kiechle vorgelegten 
Programm zur Verbesserung der Ein- 
kommenssituation der Landwirtschaft. 
Die jetzige SPD-Kritik an den Aus- 
gleichsmaßnahmen steht im Wider- 
spruch zum eigenen Verhalten. Der von 
der SPD/FDP-Regierung 1970 durchge- 
führte aufwertungsbedingte Einkom- 
mensausgleich für die Landwirtschaft 
knüpfte ebenfalls an die Verkäufe der 
Landwirte an und wurde auch über die 
Umsatzsteuer abgewickelt. 
Die Verteilung der Hilfen über die Anhe- 
bung der Vorsteuerpauschale ist ohne be- 
sonderen Verwaltungsaufwand möglich 
und begünstigt auf dem Veredelungs- 
sektor ausschließlich die bäuerliche 
Produktion. Gewerbliche (Tierhaltungs-) 
Betriebe sollen von der Ausgleichsrege- 
lung ausgeschlossen bleiben; landwirt- 
schaftliche Großbetriebe mit hohen Vieh- 
beständen sollen nur innerhalb bestimm- 
ter Grenzen gefördert werden. Die Hilfen 
werden damit nach der Leistungsfähigkeit 
gewährt. Unerwünschte Verteilungswir- 
kungen werden weitgehend vermieden. 

Neuer Appell an alle Kammern: 
Ausbildungsplätze erforderlich 
Im Hinblick auf die bevorstehende 
Schulentlassung von über 700000 Ju- 
gendlichen in diesem Jahr hat der stell- 
vertretende Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Hansheinz Hauser 
an alle Verantwortlichen appelliert, die 
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Lösung des Ausbildungsplatzproblems 
zu ihrer persönlichen Aufgabe zu ma- 
chen. In dem Schreiben, das an alle 
Präsidenten der deutschen Handwerks- 
und Industrie- und Handelskammern 
gerichtet ist, heißt es u.a.: „Die bevorste- 
hende Schulentlassung wird uns erneut 
vor die Aufgabe stellen, genügend Aus- 
bildungsplätze anzubieten. Es wird 
erwartet, daß weit über 700 000 Jugend- 
liche in diesem Jahr einen Arbeitsplatz 
benötigen. Entscheidend für den Ge- 
samterfolg bei der Überwindung der 
durch diese große Zahl entstehenden 
Lehrstellenknappheit ist es, daß mög- 
lichst viele Organisationen und Einzel- 
persönlichkeiten dabei helfen, neue 
Ausbildungsstellen zu erschließen. Es 
sollte die vordringliche persönliche Auf- 
gabe aller in diesem Bereich Verantwort- 
lichen sein, allen jungen Menschen am 
Beginn ihrer beruflichen Laufbahn be- 
hilflich zu sein. 

Grenzkontrollen an der 
deutsch-französischen Grenze 
sollen entfallen 
Der Europaabgeordnete Karl von Wogau 
(EVP/CDU) erklärt zur beabsichtigten 
Abschaffung der Grenzkontrollen für 
Touristen an der deutsch-französischen 
Grenze: Für die Vereinigung Europas 
wird hier ein Schritt von nicht zu unter- 
schätzender Bedeutung unternommen. 
Die Entscheidung der Regierungschefs 
entspricht im übrigen einer Forderung 
des Europäischen Parlaments. 

Erinnern Sie sich? 
Von den zehn Spitzenkandidaten der 
SPD 1979 warfen 30 Prozent vorzeitig 
das Handtuch. Eugen Loderer und Karl 
Hauenschild hielten ihr Engagement für 
Europa nur wenige Monate aufrecht, 
Spitzenkandidat Willy Brandt ließ sich 
kurz nach der Halbzeit auswechseln. 

Anpassung der BAföG-Sätze 

zum Herbst 1984 beschlösse' 
Die Erhöhung der Freibeträge, Bedaj^, 
Sätze und Sozialpauschalen nach

l/raft 
BAföG kann zum Herbst 1984 in ^ { 
treten. Der Bundesrat hat der von , 
Bundesregierung vorgeschlagenen 
vom Bundestag beschlossenen AnP 
sung der Freibeträge zugestimmt- 

Mit der Verabschiedung des 8. Bj ^ 
Änderungsgesetzes wird gesichert-   n 
der reale Wert der Fördernngsleistuny^ 
erhalten bleibt. Die Auszubildenden  ,e 

ihre Eltern können künftig wieder aU 
Kontinuität  der  Ausbildungsförder 
vertrauen, weil das BAföG in sel 0 
jetzigen   Zuschnitt   auf   Dauer f ^ 
finanziert ist. Mit der Anpassung f^.^ 
Ausbildungsförderung als ein wi , jc[iS 
Element des Familienlastenausg'     j, 
gesichert. Sie entlastet vor allem 
lien mit niedrigen Einkommen. 

Die Freibeträge und Bedarfssätze v^^. 
ab Herbst 1984 um durchschnittlich "^ 
angehoben. Damit wird bei den Fre' ^e- 
gen vom Elterneinkommen - un*er

rn [-jf1^ 
Ziehung der Zwischenanpassung urv AUS' 
3,5 v. H. im Herbst 1983 - ein vo»er ^n 
gleich für den Preisanstieg seit der ^jf 
Anpassung im Frühjahr 1982 erreicn j5t 
Verstetigung der Förderungsleistung ^ 
bei den Freibeträgen erneut einfjert)St 
schenanpassung (plus 2 v. H. im $fi 
1985) vorgesehen. Der Freibetrag J. $\ 
Elternpaar wird von derzeit 1450 V   Q^ 

iauf1^ 
im Herbst 1985 angehoben. Der ße£ 
1 510 DM im Herbst 1984 und auf 'j^rfS' 

satz für auswärts untergebrachte <# ^ 
siasten und Berufsfachschüler Wi -^ 
490 auf 510 DM angehoben, für ^^ß 
i intomohrarhto Qti iHontpn von derz        .*' untergebrachte Studenten von < jwärts iin- 
DM auf 690 DM steigen. Ein aUSVSießlich 

tergebrachter Student wird einscn    jrier 
Krankenversicherung je nach Hön w 

Mietkosten bis zu 788 DM erhalten- 
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VERKEHRSSICHERHEIT 

Jeue Impulse sind nötig, um den 
uitalltod auf unseren Straßen zu stoppen 
19§4 JJndesregierung hat am 16. Mai 
%.\|2em von Bundesverkehrsmini- 
^W,Srner Do,lin9er vorgelegten 
DW   eines Verkehrssicherheits- 
^taitms 1984 zugestimmt. Sie ist 
beJ**u9leich der Aufforderung des 
Sb        Bundestages vom 15. De- 
^fa^r1982 nacngekommen, ein 
kokendes Verkehrssicherheits- 

^Utsk2U erarbejten und d©m 
schen Bundestag zuzuleiten. 

H h den Worten Dollingers bedeuten 
Mi|lion [11 700 Getötete-fast eine halbe 

S\     Verletzte im vergangenen Jahr 
Jöhe w Wirtschaftliche   Schäden   in 
s'cht •°n 38 Mrd- DM einen aus der 

5%b^er Bundesregierung nicht hin- 
i0r9e hn Zustand auf unseren Straßen. 
%e,leiteten auch die in letzter Zeit 
,       le"cht steigenden Unfallzahlen. 

X^ehrssicherheitsprogramm 1984 
!-n ^de     •Appe" der Bundesregierung 

u 
n einzelnen Verkehrsteilnehmer, 

tsv,~?,'Cnt'9er- gelassener und rück- 
% u^

n einzelnen Verkehrsteilnehmer, 
llc^svnf,lchti9er' gelassener und rück- 
Qrdert        im Verkehr zu bewegen. Es 

]%i ,VJCI U||u «ememaen, ver- 
% aUf Wirtschaft, Betriebe und Ver- 
Sor.   Slch noch stärker für eine Ver- 

iridp.-  nder  und  Gemeinden, Ver- 

J*n7 ölcn nocn stärker für eine Ver- 
w%i ,9 der Verkehrssicherheit einzu- 
A%hrnd ihre Aktivitäten im Deutschen 
M ej^

Slcherheitsrat abzustimmen. 
»N§e; sfärkeres finanzielles Engage- 
jj^it nj 

n*tig, weil Verkehrssicherheits- 
^W { nur eine Angelegenheit des 

* Se«n könne. 

Die Bundesregierung setzt dabei nicht 
so sehr auf mehr Gebote und Verbote, 
sondern will dazu beitragen, die Eigen- 
und Mitverantwortlichkeit des Verkehrs- 
teilnehmers für sein Leben und seine 
Gesundheit sowie für seinen Nächsten 
zu stärken. Sie räumt daher Verkehrs- 
erziehungs- und Verkehrsaufklärungs- 
maßnahmen den Vorrang ein. Das vor- 
gelegte Konzept aufeinander abge- 
stimmter Maßnahmen soll langfristig 
eine erhebliche Veränderung in der Ein- 
stellung und im Verhalten der Verkehrs- 
teilnehmer bringen. 
Dennoch werden zusätzliche Ordnungs- 
maßnahmen für unverzichtbar gehalten. 
Aus der Unfallentwicklung der vergan- 
genen Jahre ergibt sich, daß junge Pkw- 
Fahrer und junge motorisierte Zweirad- 
fahrer besonders häufig an Verkehrs- 
unfällen beteiligt sind. In den jeweiligen 
Einstiegsaltersgruppen zeigt sich eine 
überdurchschnittliche Gefährdung für 
den Anfänger. Aus diesem Grunde liegt 
ein Schwerpunkt der im Verkehrssicher- 
heitsprogramm 1984 enthaltenen Maß- 
nahmen auf der Fahrschul-, Fahrlehrer- 
und Mofafahrausbildung sowie des Fahr- 
erlaubnisrechts. Mit der Einführung 
eines Führerscheins auf Probe und einer 
Stufung innerhalb der Führerschein- 
klasse 1 für Motorräder soll erreicht 
werden, daß Anfängern ausreichende 
Kenntnisse und Erfahrungen über die 
sichere Handhabung des Fahrzeugs 
und die Gefahren des Straßenverkehrs 
mit auf den Weg gegeben und daß sie 
besonders nachdrücklich zu Rücksicht- 
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nähme, Umsicht und zu erhöhter Eigen- 
und Mitverantwortung angehalten wer- 
den. 
Die Bundesregierung erhofft sich davon 
eine Eindämmung der Risikofreude und 
eine gelassenere Einstellung zum Ver- 
kehr. 
Damit der Verkehrsteilnehmer dabei 
nicht auf sich selbst gestellt ist, soll eine 
Vielzahl von Hilfen und Anreizen sein 
Hineinwachsen in den Verkehr erleich- 
tern und bei Fehlverhalten seine Lernbe- 
reitschaft verbessern. Ehe er endgültig 
in den Verkehr entlassen wird, soll er die 
Möglichkeit der Bewährung haben. 
Das Verkehrssicherheitsprogramm 1984 
kündigt darüber hinaus eine Ergänzung 
der Straßenverkehrsordnung mit Rege- 
lungen über 
- mehr Schutz für Radfahrer 
- Verpflichtung für Motorradfahrer, 

auch am Tage mit Abblendlicht zu 
fahren 

- Ausdehnung der Schutzhelmpflicht 
auf die Mofafahrer an. 

Die Bereitschaft, mit einem Modellver- 
such bei der Überprüfung von Verkehrs- 
zeichen auf ihre Notwendigkeit zu hel- 
fen, ist in dem Programm ebenso enthal- 
ten wie die Zielsetzung, bei schweren 
Lastkraftwagen und Reiseomnibussen 
zur Einführung automatischer Blockier- 
verhinderer zu kommen, auf den Einbau 
von Anzeigeeinrichtungen in Personen- 
kraftwagen zu dringen, die optisch und 
akustisch an das Anlegen der Sicher- 
heitsgurte erinnern, sowie die Druck- 
tastenschlösser von Sicherheitsgurten 
zu vereinheitlichen. 
Bei den Bundesautobahnen und Bun- 
desstraßen steht nach den Worten Dol- 
lingers im Vordergrund: 
- die Ermittlung von örtlichen Unfall- 

schwerpunkten und ihre Beseitigung 
- der Bau von Ortsumgehungen 

- der Bau von Radwegen an Bun 
straßen WeCh- 

- die Verkehrsbeeinflussung mit W   , 
selverkehrskennzeichen, WeC ia- 
Wegweisern und speziellen Warn e(i 
gen vor Stau und Nebel an kritlS

hnßn 
Stellen     der     Bundesautoban 

Auch eine Verbesserung in der INO f, 
rettung und eine Intensivierung °e

ö^ 
kehrsunfallforschung wird für m j^in 
und angezeigt gehalten. Das pr(^L|yse 

enthält darüber hinaus eine An r. 
der Unfallsituation, der Verkehrssi eit 
heitsmaßnahmen der Verganfll f£r 

und eine Übersicht der ZielgrupP® hrS- 
gramme des Deutschen Ver 
Sicherheitsrates. ^e- 
Bundesverkehrsminister Dollinfl6 ^r 
zeichnete die Straßenverkehrs ^ ^ 
heitsarbeit als eine Aufgabe, an o ^ 
gesellschaftlichen Kräfte freiwil»^ $ 
gemeinsam mitwirken müßten. A ^jt 
Straßenverkehr und Verkehrssicn y 
beteiligten Institutionen, Verbann ^ 
Unternehmen müßten sich nocn ^flf, 
als bisher zu einer gemeinsamen. ^ 
dinierten Aktion gegen Verletzung 
Unfalltod im Rahmen des DeU D'f 
Verkehrssicherheitsrates vereine pD 
Arbeit des Staates könne nur ^ 
sein und werde erfolglos bleiben. ^ 
nicht Verbände, Organisation«» ^ 
Bürger auf örtlicher, und xe9^¥' 
Ebene sich ihrer Verpflichtung z ^fif' 
kehrssicherheitsarbeit bewußte ^\ 
den. Nicht mehr Staat, sonder 
Eigenverantwortung sei gefragt- ^ 
Dollinger wies darauf hin, daß y 
1970 gelungen sei, die absoiu ^ 
der Verkehrstoten um über 4U Q& 
zu senken. Dies mache deutlicn. er- 
folge möglich seien. Aber ^ 
kehrssicherheitsarbeit brauen ^ 
Impulse; zusätzliche Maßnahm e<e 
nötig, um dem Unfalltod auT 
Straßen Einhalt zu gebieten. 
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VERKEHR 

Bahn hat Zukunft 
LJ* Bundesfachausschuß Ver- 

"rspolitJk hat in einer gemein- 
p0??n Sitzung mit den Verkehrs- 

«sehen Sprechern der CDU- 
^dtagsfraktionen über das 
K fiierungskonzeptder Deutschen 
"idesbahn beraten. Dabei wür- 
digende Thesen beschlossen: 

Wen Sanierun9 der DB ist unerläßlich, 
|Hn die Existenz und Investitionsfähig- 
tyßrw dieses Unternehmens gesichert 
2
örden soll. 

ejnJ
e Deutsche Bundesbahn braucht 

0an 
2ukunftsgerichtete Perspektive und 

Und
er e'n klares Bekenntnis zu den Neu- 

r6j ,^Usbaustrecken sowie einer weit- 
t)je |6nden technologischen Innovation. 
Öu  'nvestitionssumme der Deutschen 
UM uesbahn in Höhe von 40 Milliarden 
eine 

1^90 widerlegt die Behauptung 
dje 

r.» Kahlschlagsanierung und belegt 
Öah     erzeu9un9-  °"aß eine  moderne 
3 r'n Zukunft hat. 
Öun5s Engagement der Deutschen 
Verk ^

SDann und des Bundes für die 
b6s^

rsversorgung in der Fläche bleibt 
DlJnift        Raumordnerische Gesichts- 
4 te rnüssen gewahrt werden. 
Iig6rp^rtder Bedienung hat nach jewei- 
Auf i   rufung des Einzelfalls zu erfolgen. 
bot-6clen Fall ist aber ein Verkehrsange- 
s   

Slcherzustellen. 
dig u

er Vorstand der DB handelt selbstän- 
5rittynCl 'n e'9ener unternehmerischer Ver- 
$ein °!?Un9- Politische Korrekturen gegen 
Se^|j Entscheidungen sind nur in den ge- 
^'1$ h n Fallen möglich. Der gemein- 
deC^aftliche Auftrag ist durch die Deut- 

°undesbahn zu erfüllen. Neue Auf- 

gaben dürfen nicht zu Lasten des Wirt- 
schaftsergebnisses der DB erfolgen. 
6. Um das Wirtschaftsergebnis der Deut- 
schen Bundesbahn nachhaltig zu verbes- 
sern, muß der Vorstand der DB das Ratio- 
nalisierungspotential voll ausschöpfen, 
die Angebotsstruktur verbessern und die 
Gesamtkosten fühlbar senken. 
7. Das Wirtschaftsunternehmen DB muß 
seine Marktchancen durch flexible und at- 
traktive Angebote und Marktstrategien 
nutzen. Die Deutsche Bundesbahn muß in 
der Zukunft als ein attraktives, modernes 
und leistungsfähiges Verkehrsunterneh- 
men eingeschätzt werden. 
8. Die Ausschöpfung aller Möglichkeiten 
des kombinierten Verkehrs Straße/ 
Schiene sowohl im Gütertransport als 
auch in der Verladung von Individualver- 
kehr ist notwendig. 
9. Die europäischen Eisenbahnverkehrs- 
unternehmen müssen ihre Chancen auf 
den langen Entfernungen im grenzüber- 
schreitenden Verkehr nutzen. Dazu ist 
eine intensivere Kooperation der europä- 
ischen Eisenbahnverkehrsunternehmen 
bei Planung, Betrieb und gemeinsamem 
Marketing notwendig und nicht nur bei der 
Abstimmung von Fahrplänen. 
10. Überzogene Sicherheitsanforderun- 
gen im Eisenbahnverkehr sind abzu- 
bauen. Die Bahn muß die Bedienung mit 
vereinfachten Standards fortführen. Die 
Sicherheit der Bürger wird dabei auch 
weiterhin gewährleistet. Für die Beförde- 
rung von Gütern ist ein geringerer Stan- 
dard als im Personenverkehr vertretbar. 
11. Das Konzessionsrecht ist dahin- 
gehend zu überprüfen, daß andere öffent- 
liche und private Träger in die Lage ver- 
setzt werden, die Verkehrsbedienung zu 
übernehmen. 
12. Die konsequente Trennungsrechnung 
muß gewährleisten, die Wirtschaftlichkeit 
der einzelnen Betriebsstrukturen der 
Deutschen Bundesbahn zu überprüfen. 
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Mit der CDU: 
Für eine saubere 
Umwelt in Europa 

wir die Schadstoffe in den AutoabgQ" 
sen um 90 Prozent. 

13 Jahre lang hat die SPD den Umwelt- 
schutz vernachlässigt. Statt zu handeln 

HPI ÄÄnnSrK Nur S0 Werden UnSere Wälder Wieder 

Seen und Flüsse um. Dadurch sind ^-^-rTHiimuH •?£„S Ä 
unsere natürlichen LB-^^^SSS^^dßT ren Kindern eine leben' 
bensgrundlagen in 
Gefahr \ Kohl a" |ch'a>n feines l   Beim Umwe.tschutz sind 

Umwen        |ber Opic \   wir heute Vorreiter in 
  Europa - aber im nationale" 
Alleingang schaffen wir es nicht. Luft uno 
Wasser machen nicht an Grenzen halt- 
Umweltschutz in Deutschland ist auch 
Umweltschutz für Europa. Aber: Unsere 
Umwelt in Deutschland kann nur dann 
wirksam geschützt werden, wenn alle eu' 
ropäischen Länder mitmachen. In wem- 
gen Monaten werden die Industriestaate 
aus Ost und West an der Umweltkonfe- 
renz der Bundesregierung in München 
teilnehmen. 

Umweltschutz ist eine Aufgabe für alle 
Europäer. 

Stimmen Sie am 17. Juni 
für mehr europäische Gßm 

meinsamkeit, für mehr eü" 
ropäischen Umweltschutz- 
Stimmen Sie für die CDU- 

Deshalb hat der Um- 
weltschutz Vorrang für 
die CDU. Die Regierung 
Helmut Kohl hat sofort gehandelt: 

* Der Ausstoß von Schadstoffen aus 
Kraftwerken und Industrieanlagen 
wird drastisch eingeschränkt, d.h. jähr- 
lich 1 Million Tonnen weniger 
Schwefeldioxyd. 
ir Die Anleitung zur Reinhaltung der 
Luft wurde verbessert — zum Schutz 
der menschlichen Gesundheit, von 
Tieren und Pflanzen. 
* Ab 1.1.1986 wird bleifreies Benzin 
eingeführt, d.h. jährlich 3.500 Tonnen 
weniger Blei in der Luft. Durch den 
Einbau von Katalysatoren verringern 

CDU 
Aufwärts mit 
Deutschland. 
Mit uns für Europa- 
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ZITAT 

Gefährlicher Test 
Beinahe eindreiviertel Jahre lang wird 
nun schon das Bundesland Hessen von 
einer Regierung geführt, die über keine 
verläßliche Mehrheit im Parlament ver- 
fügt; infolgedessen ist Ministerpräsident 
Börner auch kein gewählter, sondern nur 
ein amtierender Regierungschef. Dies ist 
angesichts der seit 35 Jahren gewohn- 
ten, vom Ausland vielfach bewunderten 
inneren Stabilität deutscher Regierungen 
in Bund und Ländern eine außergewöhn- 
liche Sache. Zwei Landtagswahlen bin- 
nen eines Jahres, im September 1982 
und 1983, hatten keine klaren Mehrheits- 
verhältnisse gebracht. 
Jetzt will Börner, einst als ehemaliger Be- 
tonfacharbeiter einer der „rechten" Flügel- 
männer der SPD, sein politisches Schick- 
sal von den Grünen abhängig machen. 
Damit beginnt in einem der industriellen 
Kernländer der Bundesrepublik ein aben- 
teuerlicher Probelauf für die sprichwört- 
liche linke Mehrheit diesseits der Union, 
die Willy Brandt am Abend nach der letzten 

Hessen-Wahl beschworen hatte. W'e 

Amtsverzicht des hessischen ^ •$- 
und Wirtschaftsministers Reitz, des ^ ^ 
tigsten SPD-Mannes nach Börne' ^ 
Wiesbaden, plastisch zeigt, kann es ^ 
gefährlicher Test werden - nichtzü ^ 
mit Rückwirkungen auf andere i-a 

und auch den Bund. , ^. 
Für den nordrhein-westfälischen Mm1 ü 

Präsidenten und SPD-Vorsitzenden - 
kam das breite „Ja" der hessischen , 
das in den niederrheinischen ^ .^{e, 
zirksparteitag in Duisburg hineinp'11 ^ 
höchst ungelegen. Fast unwirsch reay ^ 
Rau: „Ich will kein rotgrünes Bündn fe 

Rhein und Ruhr, ich will die ab^e(\, 
Mehrheit." Was aber wird QesC "p 
wenn bei der NRW-Landtagswahl W ^ 
1985 nicht mehr nur zwei Fraktionen-je, 
vor fünf Jahren, in den Landtag e ^- 
hen, was die klare Mehrheitsbildu• ^p 
derte, sondern drei (SPD, CDU un°d^\i 
bzw. Grüne) oder gar vier? Dann w onö 
seine absolute Mehrheit verlieren ^ 
sich zwecks Machterhalts QenaUS

an cfie 

sein Freund Börner in Wiesbaden 
Grünen klammern. 
Rheinische Post, 4.6.84 
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